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In diesem Jahr feiert die Schweiz ein besonderes Jubiläum: 1997 - also vor 10 Jahren - wurde das 
UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes von 1989 ratifiziert. Mit dieser Ratifizierung hat 
sich die Schweiz verpflichtet, die in der Kinderrechtskonvention festgelegten Rechte zu achten und 
sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung zu gewährleisten. 
Zudem muss die Schweiz als Vertragsstaat gemäss Artikel 4 alle geeigneten Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs- und sonstigen Massnahmen zur Verwirklichung der in der Kinderrechtskonvention 
(KRK) anerkannten Rechte treffen. Das revidierte Asylgesetz und das Gesetz über Aufenthalt und 
Niederlassung der Ausländer (ANAG), wie auch das neue Ausländergesetz AUG stehen aber in 
einem Spannungsfeld, wenn nicht gar zum Teil im Widerspruch zur Kinderrechtskonvention. 

Die UnterzeichnerInnen bitten die Regierung des Kantons Basel-Stadt, Möglichkeiten zu prüfen, 
um zu garantieren, dass das Kindeswohl als übergeordneter Grundsatz respektiert wird. 
Insbesondere soll geprüft werden, wie die Kinderrechtskonvention in unserem Kanton auch 
gegenüber MigrantInnen ohne gefestigtes Anwesenheitsrecht (AsylbewerberInnen, Sans-Papiers) 
eingehalten werden kann. Die Regierung wird daher gebeten, folgende Punkte zu prüfen und 
darüber zu berichten: 

Aufenthalt 

1. Bei Entscheiden über Verbleib oder Wegweisung von Familien mit minderjährigen Kindern 
oder von unbegleiteten Minderjährigen sollen die Behörden das vorrangige Interesse des 
Kindes stärker gewichten. 

2. Kinder ab 6 Jahren sollen analog zu Scheidungsverfahren angehört werden. 

3. Bei Wegweisungsentscheiden, die Familien mit Kindern oder unbegleitete Minderjährige 
betreffen, sollen immer die Erwägungen bezüglich des Kindeswohles ersichtlich sein. Auf 
formlose Wegweisungen soll im Interesse des Kindeswohles gänzlich verzichtet werden. 

4. Unbegleitete Minderjährige sollen prinzipiell einen Rechtsbeistand erhalten. 

Zwangsmassnahmen 

1. Auf die Anwendung von Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft bei 
Minderjährigen soll im Interesse des Kindeswohles verzichtet werden. Auch auf die 
Inhaftierung ganzer Familien soll grundsätzlich verzichtet werden. 

2. Zwangsmassnahmen gegen einzelne Elternteile sollen angesichts der unabsehbaren Folgen 
für die psychosoziale Entwicklung des Kindes nach Möglichkeit vermieden werden. 

Schule / Bildung 

1. Eingeschulte Kinder sollen grundsätzlich mindestens das angefangene Schuljahr beenden 
können. Es soll bei der Festsetzung von Ausreisefristen darauf geachtet werden, dass die 
Schulkarriere im Herkunftsland möglichst ohne Unterbruch fortgesetzt werden kann. 

2. Bei Jugendlichen soll immer geprüft werden, ob diese allenfalls eine angefangene 
Ausbildung ganz abschliessen dürfen, bevor sie ausreisen müssen oder ob sie allenfalls 
anschliessend mit einer StudentInnen-Bewilligung in der Schweiz bleiben könnten. 

3. Um das Recht auf Bildung für Sans-Papiers-Kinder auch nach der obligatorischen Schulzeit 
sicherzustellen, sucht der Kanton nach möglichen Wegen, um für diese Jugendlichen 
Berufslehren in kantonalen Betrieben anzubieten. 
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